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Bebauungsplan Rheinbach-Wormersdorf Nr. 16 „In den Gärten“, 1. Änderung 
 
Beschlussentwurf: 
Der Rat stellt vor Behandlung der Stellungnahmen fest, dass eine Einzelabstimmung über die Beschlussentwürfe 
beantragt / nicht beantragt wird. (bitte nicht Zutreffendes in der Niederschrift streichen) 
 
 
I. Behandlung der Stellungnahmen 
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A) Beteiligung gem. § 13 a Abs. 3 Nr. 2 BauGB 

 

Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit 

Der Rat der Stadt Rheinbach nimmt davon Kenntnis, dass im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplanes ge-
mäß § 13 a Abs. 3 Nr. 2 BauGB keine Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit eingegangen sind, über die im 
Rahmen der Gesamtabwägung zu entscheiden ist. 
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B) Beteiligung gem. § 4 Abs. 2 BauGB  

 

Stellungnahmen der Behörden und Träger öffentlicher Belange 

Der Rat der Stadt Rheinbach nimmt davon Kenntnis, dass während der Offenlage des Planentwurfs gem. § 4 (2) 
BauGB nachfolgende Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange eine Stellungnahme abgegeben haben, 
über die zu entscheiden ist 
 

B 1.01 Bezirksregierung Düsseldorf, Postfach 300865, 40408 Düsseldorf 

Hier: Schreiben vom 19.04.2017 
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Beschlussentwurf zu B 1.01: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 19.04.2017 eingegangene Stellungnahme 

B 1.01 wie folgt zu entscheiden:  

Die Hinweise zum Umgang mit möglichen Kampfmittelfunden während der Bauarbeiten, zur erforderlichen be-
hördlichen Kontaktaufnahme sowie zur empfohlenen Durchführung einer Sicherheitsdetektion bei Erdarbeiten mit 
erheblichen mechanischen Belastungen i. V. m. der Berücksichtigung des Merkblattes für Baugrundeingriffe 
wurden bereits im Entwurf des Bebauungsplans, Fassung der Offenlage, im textlichen Bestandteil unter C: Hin-
weise, Punkt 4. Kampfmittel mit aufgeführt. Ferner wurde in diesem Abschnitt ebenfalls auf die Internetseite des 
Kampfmittelräumdienstes hingewiesen. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 19.04.2017 eingegangene 
Stellungnahme B 1.01 Bezirksregierung Düsseldorf ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.02 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, Infra I 

3, Fontaingraben 200, 53123 Bonn 

Hier: Schreiben vom 07.12.2017 

 

 

Beschlussentwurf zu B 1.02 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 07.12.2017 eingegangene Stellungnahme B 

1.02 wie folgt zu entscheiden:  

Die zulässige Gesamthöhe von Gebäuden innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen wird gemäß Festset-
zungen maximal ca. 11,50 m betragen. Die vorhandenen Gebäude innerhalb der Gemeinbedarfsflächen genie-
ßen Bestandsschutz. Der darin liegende Gebäudetrakt mit der höchsten Gebäudehöhe unterliegt dem Denkmal-
schutz. Die Gebäudehöhe beträgt hier nach Aktenlage ca. 13,10 m. Eine darüber hinausgehende Höhenentwick-
lung ist unter städtebaulichen und denkmalpflegerischen Gesichtspunkten nicht vorgesehen. Eine Überschreitung 
von 30,00 m über Gelände kann demnach für sämtliche Bebauungen ausgeschlossen werden. Eine nochmalige 
Vorlage der Planunterlagen im Vorfeld der Erteilung einer Baugenehmigung ist daher nicht erforderlich. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 07.12.2017 eingegangene 
Stellungnahme B 1.02 des Bundesamts für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bun-
deswehr ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.03 LVR- Amt für Denkmalpflege im Rheinland, Abteilung Bau- und Kunstdenkmalpflege, Ab-

tei Brauweiler, Ehrenfriedstraße 19, 50259 Pulheim 

Hier: Schreiben vom 12.01.2017 

 

Beschlussentwurf zu B 1.03: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 12.01.2018 eingegangene Stellungnahme B 

1.03 wie folgt zu entscheiden: 

Der Anregung zur Ergänzung der Begründung hinsichtlich möglicher Auswirkungen der baulichen Nachverdich-
tung auf den vorhandenen denkmalgeschützten Bestand wird gefolgt. Hierzu wird die Begründung um den Ab-
schnitt 4.2.7 Kultur- und Sachgüter ergänzt. Der Bitte um weitere Beteiligung im Verfahren des LVR- Amt für 
Denkmalpflege wurde entsprochen. Im Nachgang der Offenlage fand ein Ortstermin mit dem LVR- Amt für 
Denkmalpflege und der Verwaltung bezüglich der fachlichen Erörterung zu möglichen Auswirkungen der bauli-
chen Nachverdichtung auf den vorhandenen denkmalgeschützten Bestand statt. Um möglichen Beeinträchtigun-
gen auf den denkmalgeschützten Bestand auf den Flst. Nr. 123 durch bauliche Nachverdichtungen vorzubeugen, 
wurden die Textlichen Festsetzungen unter Punkt 11. Kennzeichnungen entsprechend ergänzt. 

 

Der Anregung zur Ergänzung der Begründung wird gefolgt. Die Textlichen Festsetzungen werden in 
Punkt 11. Kennzeichnungen ergänzt. Der Anregung zur weiteren Beteiligung im Verfahren wurde bereits 
durch einen gemeinsamen Ortstermin Rechnung getragen. Die weiteren Darstellungen der mit Schreiben 
vom 12.01.2018 eingegangene Stellungnahme B 1.03 des LVR-Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland 
werden zur Kenntnis genommen. 
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B 1.04 Polizeipräsidium Bonn, Verkehrsplanung, Königswintererstraße 500, 53227 Bonn-

Ramersdorf 

Hier: Schreiben vom 13.12.2017 
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Beschlussentwurf zu B 1.04: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 13.12.2017 eingegangene Stellungnahme B 

1.04 wie folgt zu entscheiden: 

Die Vorgaben der RASt 06 wurden bei der Planung bereits mit berücksichtigt. Die Längen der geplanten Stich-
straßen betragen jeweils maximal ca. 64 m bzw. 71 m. Insofern ist der technische Ausbau in Form von verkehrs-
beruhigten Bereichen grundsätzlich möglich. Die Breite der Verkehrsflächen beträgt 7,55 m. Dem Begegnungs-
verkehr von Radverkehr und MIV wird auch unter der Berücksichtigung zur möglichen Unterbringung von einzel-
nen Besucherparkplätzen ausreichend Rechnung getragen. Die Anregungen zur Gestaltung von verkehrsberu-
higten Bereichen werden zur Kenntnis genommen. Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens soll eine genaue Auf-
teilung der Verkehrsflächen nicht vorgenommen werden. Dies ist planungsrechtlich nicht zwingend erforderlich. 
Die mögliche Aufteilung i. V. m. geschwindigkeitsdämpfendenden Elementen erfolgt im Rahmen der technischen 
Ausbauplanung im Anschluss an das Planverfahren. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 13.12.2017 eingegangene 
Stellungnahme B 1.04 des Polizeipräsidiums Bonn, Direktion Verkehr / Führungsstelle, ist keine Be-
schlussfassung erforderlich. 

  

Anlage 2



Anregungen der Öffentlichkeit sowie der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange  
gem. §§ 3 (2) und 4 (2) BauGB  
Bebauungsplan Rheinbach-Wormersdorf Nr. 16 „In den Gärten“, 1. Änderung     
 

 

Seite 9 von 37 
 

B 1.05 Wahnbachtalsperrenverband, Siegelsknippen, 53721 Siegburg 

Hier: Schreiben vom 18.12.2017 

 

 

Beschlussentwurf zu B 1.05: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 18.12.2017 eingegangene Stellungnahme B 

1.05 wie folgt zu entscheiden: 

Es bestehen keine Bedenken. Die Anlagen des Wahnbachtalsperrenverbandes sind nicht betroffen. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 18.12.2017 eingegangene 
Stellungnahme B 1.05 des Wahnbachtalsperrenverband ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.06 Amprion GmbH, Rheinlanddamm 24, 4419 Dortmund 

Hier: Schreiben vom 13.12.2017 

 
 

Beschlussentwurf zu B 1.06: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 13.12.2017 eingegangene Stellungnahme B 

1.06 wie folgt zu entscheiden: 

Es bestehen keine Bedenken. Die Anlagen des Unternehmens sind nicht betroffen. Im Rahmen der Offenlage 
des Bebauungsplanentwurfs Rheinbach-Wormersdorf Nr. 16 „In den Gärten“, 1. Änderung wurden die zuständi-
gen Unternehmen hinsichtlich weiterer Versorgungsleitungen mit beteiligt. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 13.12.2017 eingegangene 
Stellungnahme B 1.06 der Amprion GmbH ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.07 Pledoc GmbH, Postfach 120255, 45312 Essen 

Hier: Schreiben vom 08.12.2017 
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Beschlussentwurf zu B 1.07: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 08.12.2017 eingegangene Stellungnahme B 

1.07 wie folgt zu entscheiden: 

Eine Ausdehnung oder Erweiterung des Geltungsbereichs des Bebauungsplans Rheinbach-Wormersdorf Nr. 16 
„In den Gärten“, 1. Änderung ist nicht geplant. Auskünfte zu möglichen Anlagen weiterer Netzbetreiber, Versor-
gungsunternehmen und Konzerngesellschaften wurden im Rahmen der Offenlage des Bebauungsplans einge-
holt. 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 08.12.2017 eingegangene 
Stellungnahme B 1.07 der Pledoc GmbH ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.08 Vodafone GmbH, D2-Park, 40878 Ratingen 

Hier: Schreiben vom 06.12.2017 

7 

 

 

Beschluss zu B 1.08: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 06.12.2017 eingegangene Stellungnahme B 

1.08 wie folgt zu entscheiden: 

Es bestehen keine Bedenken. Die Anlagen des Unternehmens sind nicht betroffen.  

 

Die Hinwiese über das Nichtvorhandensein von Glasfaserleitungen und Kabelschutzrohren werden zur 
Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 06.12.2017 eingegangenen Stellungnahme B 1.08 der 
Vodafone GmbH ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.09 Unitymedia NRW GmbH, Postfach 102028, 34020 Kassel 

Hier: Schreiben vom 03.01.2018 

 

 

Beschlussentwurf zu B 1.09: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 03.01.2018 eingegangene Stellungnahme B 

1.09 wie folgt zu entscheiden: 

Das Unternehmen wurde im Zuge der Offenlage des Bebauungsplans Rheinbach-Wormersdorf Nr. 16 „In den 
Gärten“, 1. Änderung gem. § 4 (2) BauGB mit beteiligt. Eine darüber hinausgehende Beteiligung im Bauleitplan-
verfahren ist gem. den gesetzlichen Bestimmungen nicht erforderlich, da sich weitere Erkenntnisse, die im Zuge 
des Bauleitplanverfahrens berücksichtigt werden könnten, nicht ergaben. Unabhängig davon wird im Rahmen der 
technischen Ausbauplanung zur Erschließung eine separate Leitungsabfrage vorgenommen. 
 

Das Unternehmen wird im weiteren Planverfahren nicht mit beteiligt. Die sonstigen Darstellungen der am 
03.01.2018 eingegangenen Stellungnahme B 1.09 der Unitymedia NRW GmbH werden zur Kenntnis ge-
nommen.  
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B 1.10 Tele Columbus Betriebs GmbH, Kesselsdorferstr. 216, 01169 Dresden 

Hier: Schreiben vom 12.12.2017 

 

 

Beschlussentwurf zu B 1.10: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 12.12.2017 eingegangene Stellungnahme B 

1.10 wie folgt zu entscheiden: 

Es bestehen keine Bedenken. Anlagen von Kabelnetzbetreibern sind nicht betroffen. Die Erschließung des Plan-
gebiets wird zeitnah angestrebt. Unabhängig davon wird im Rahmen der technischen Ausbauplanung zur Er-
schließung eine separate Leitungsabfrage vorgenommen. 

 

Die Hinwiese über das Nichtvorhandensein von Anlagen von Kabelnetzbetreibern werden zur Kenntnis 
genommen. Über die mit Schreiben vom 12.12.2017 eingegangenen Stellungnahme B 1.10 der Tele Co-
lumbus Betriebs GmbH ist keine Beschlussfassung erforderlich. 

 

Anlage 2



Anregungen der Öffentlichkeit sowie der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange  
gem. §§ 3 (2) und 4 (2) BauGB  
Bebauungsplan Rheinbach-Wormersdorf Nr. 16 „In den Gärten“, 1. Änderung     
 

 

Seite 16 von 37 
 

B 1.11 RSAG AöR, 53719 Siegburg  

Hier: Schreiben vom 22.12.2017 

 

 

Beschlussentwurf zu B 1.11: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 22.12.2017 eingegangene Stellungnahme B 
1.11 wie folgt zu entscheiden: 

Es bestehen keine Bedenken. Da es sich bei der Anregung zur Einrichtung von Parkverbotsbereichen in der 
Straße „In den Gärten“ um eine straßenverkehrsrechtliche Anordnung handelt, kann diese planungsrechtlich nicht 
festgesetzt werden. Die Anregung wird jedoch berücksichtigt, um eine ordnungsgemäße Abfallentsorgung zu 
gewährleisten. Die erforderlichen Maßnahmen werden mit dem Ordnungsamt der Stadt Rheinbach im Anschluss 
an das Planverfahren abgestimmt. 

Die Anregung zur Einrichtung von Parkverbotsbereichen in der Straße „In den Gärten“ wird berücksich-
tigt. Die Maßnahmen werden mit dem Ordnungsamt der Stadt Rheinbach im Anschluss an das Planver-
fahren abgestimmt. Die weiteren Darstellungen der mit Schreiben vom 22.12.2017 eingegangenen Stel-
lungnahme B 1.11 der RSAG AöR werden zur Kenntnis genommen.  
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B 1.12 Polizeipräsidium Bonn, Postfach 2838, 53018 Bonn 

Hier: Schreiben vom 20.12.2017 

 

 

Beschlussentwurf zu B 1.12: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 20.12.2017 eingegangene Stellungnahme B 

1.12 wie folgt zu entscheiden: 

Im textlichen Teil des Bebauungsplans, Fassung zur erneuten Offenlage, wird unter Abschnitt C: „Hin-
weise“ die E-Mail-Adresse bezüglich der Beratungsmöglichkeit zur städtebaulichen Kriminalprävention 
entsprechend geändert. Die sonstigen Darstellungen der am 20.12.2017 eingegangenen Stellungnahme B 
1.12 des Polizeipräsidiums Bonn werden zur Kenntnis genommen.  
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B 1.13 Stadt Meckenheim, Postfach 1180, 53333 Meckenheim 

Hier: Schreiben vom 08.01.2018 

 

 

Beschlussentwurf zu B 1.13: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 08.01.2018 eingegangene Stellungnahme B 

1.13 wie folgt zu entscheiden: 

Es bestehen keine Bedenken. Die Belange der Stadt Meckenheim werden durch die Planung nicht berührt. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 08.01.2018 eingegangene 
Stellungnahme B 1.13 der Stadt Meckenheim ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.14 e-regio GmbH & Co. KG, Rheinbacher Weg 10, 53881 Euskirchen 

Hier: Schreiben vom 09.01.2018 

 

 

 

Beschlussentwurf zu B 1.14: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 09.01.2018 eingegangene Stellungnahme B 
1.14 wie folgt zu entscheiden: 

Da der Bebauungsplan als Bebauungsplan der Innenentwicklung gem. § 13a BauGB aufgestellt wird, sind keine 
ökologischen Ausgleichsmaßnahmen erforderlich. Innerhalb der vorhandenen öffentlichen Verkehrsflächen wer-
den durch die Planung zudem keine technischen Eingriffe vorgenommen. Um u.a. langfristig mögliche Beein-
trächtigungen von Versorgungsleitungen innerhalb der geplanten öffentlichen Verkehrsflächen hinsichtlich mögli-
cher dynamischer und statischer Belastungen durch Baumwurzeln zu vermeiden, werden die Anregungen zur 
Vermeidung der Verwendung der genannten Baumarten im Zuge der möglichen Begrünung der geplanten öffent-
lichen Verkehrsflächen berücksichtigt. Im Zuge der technischen Ausbauplanung im Nachgang des Planverfah-
rens erfolgt eine separate Leitungsabfrage. In diesem Zusammenhang kann die Möglichkeit der Erweiterung des 
vorhandenen Erdgasversorgungsnetzes mit berücksichtigt werden.  
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Die Anregungen zum Ausschluss der genannten Baumarten bei der möglichen Begrünung der öffentli-
chen Verkehrsflächen werden im Zuge der technischen Ausbauplanung mit berücksichtigt. Die sonstigen 
Darstellungen der am 09.01.2018 eingegangenen Stellungnahme B 1.14 der e-regio GmbH & Co. KG, Eus-
kirchen, werden zur Kenntnis genommen.  
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B 1.15 Rhein-Sieg-Kreis, Der Landrat, Postfach 1551, 53705 Siegburg 

Hier: Schreiben vom 16.01.2018 
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Beschlussentwurf zu B 1.15: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 16.01.2018 eingegangene Stellungnahme B 

1.15 wie folgt zu entscheiden: 

 
Zu: Abfallwirtschaft 
 
Die Darstellungen zur ordnungsgemäßen Entsorgung von bauschutthaltigem oder organoleptisch auffälligem 
Bodenmaterial sowie das erforderliche Anzeigeverfahren gegenüber dem Rhein-Sieg-Kreis vor Abfuhr einschließ-
lich der Angabe der Entsorgungsstelle oder der Vorlage der wasserrechtlichen Erlaubnis wurden in der Entwurfs-
fassung des Bebauungsplans, Fassung der Offenlage, bereits in Form von Hinweisen in den textlichen Festset-
zungen unter C: Hinweise, 2. Böden und Baugrund vollumfänglich berücksichtigt. 
 
Zu: Altlasten 
 
Die Angaben zum Altstandort werden im zeichnerischen und textlichen Teil des Bebauungsplans in Form der 
nachrichtlichen Übernahme sowie unter C: Hinweise, Punkt 10. Altlasten mit berücksichtigt. 
 

 

Die Darstellungen zum Altstandort werden berücksichtigt. Hierzu wird im zeichnerischen Teil des Bebau-
ungsplans die Umgrenzung des Altstandortes nachrichtlich übernommen. Zudem wird im textlichen Teil 
des Bebauungsplans unter C: Hinweise, der Punkt 10. Altlasten neu mit aufgenommen. Die sonstigen 
Darstellungen der am 16.01.2018 eingegangenen Stellungnahme B 1.15 des Rhein-Sieg-Kreises werden 
zur Kenntnis genommen.  
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B 1.16 Gemeinde Alfter, Der Bürgermeister, Am Rathaus 7, 53347 Alfter 

Hier: Schreiben vom 09.01.2018 

 

Beschlussentwurf zu B 1.16: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 09.01.2018 eingegangene Stellungnahme B 

1.16 wie folgt zu entscheiden: 

Die Belange der Gemeinde Alfter werden durch die Planung nicht berührt. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 09.01.2018 eingegangene 
Stellungnahme B 1.16 der Gemeinde Alfter, Der Bürgermeister, ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.17 Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein-Westfalen, Regionalniederlassung Ville-Eifel, Post-

fach 120161, 53874 Euskirchen 

Hier: Schreiben vom 21.12.2017 

 

 

Beschlussentwurf zu B 1.17: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 21.12.2017 eingegangene Stellungnahme B 
1.17 wie folgt zu entscheiden: 

Der Hinweis auf die in Folge der Planung nicht geltend zu machenden rechtlichen Ansprüche gegenüber der 
Straßenbauverwaltung in Bezug auf die mögliche Realisierung aktiver oder passiver Lärmschutzmaßnahmen im 
Plangebiet aufgrund von Lärmbelastungen der Landesstraße L 471 werden zur Kenntnis genommen. Die Not-
wendigkeit von Festsetzungen gem. § 9 (1) Nr. 24 BauGB ergeben sich durch die vorliegende Planung nicht. 
Lärmimmissionen auf die vorhandene und geplante Bebauung durch die L 471 sowie Lärmemissionen durch die 
hinzutretende Bebauung auf die umgebenden schutzbedürftigen Nutzungen, welche über die gesetzlichen Best-
immungen hinausgehen, sind auf Grundlage der Planung derzeit nicht zu erwarten. Eine allgemeine Hinweis-
pflicht auf mögliche Verkehrsimmissionen durch angrenzende oder in der Nähe befindliche Straßenverkehrsflä-
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chen, resultierend aus den weiteren in der Stellungnahme aufgeführten Verkehrsemissionen, besteht entspre-
chend den gesetzlichen Bestimmungen nicht.  

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 21.12.2017 eingegangene 
Stellungnahme B 1.17 des Landesbetriebes Straßenbau Nordrhein-Westfalen, Regionalniederlassung 
Ville-Eifel, ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.18 RWE Power AG, Stüttgenweg 2, 50935 Köln 

Hier: Schreiben vom 22.12.2017 
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Beschlussentwurf zu B 1.18: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 22.12.2017 eingegangene Stellungnahme B 
1.18 wie folgt zu entscheiden: 

Den Anregungen wird gefolgt. Im zeichnerischen Teil des Bebauungsplans wird gemäß der Anlage 3 der Stel-
lungnahme die räumliche Abgrenzung zum Vorkommen humosen Bodenmaterials im Plangebiet mit aufgenom-
men. Die Flächen werden gemäß § 9 Abs. 5 Nr. 1 und Abs. 6 BauGB gekennzeichnet. Der bereits im Entwurf des 
Bebauungsplans, Fassung der Offenlage, enthaltene Hinweis unter Punkt C: 2. Böden und Baugrund wird um die 
Berücksichtigung der DIN 1054 und 18196 sowie um die Berücksichtigung der Vorgaben der BauO NRW er-
gänzt. 
 
Die Angaben zur Ausbreitung von Vorkommen humosen Bodenmaterials werden im zeichnerischen Teil 
des Bebauungsplans in Form der nachrichtlichen Übernahme berücksichtigt. Der vorhandene Hinweis 
Nr. 2. Böden und Baugrund unter C: Hinweise im textlichen Teil des Bebauungsplans wird um die Be-
rücksichtigung der DIN 1054 und 18196 sowie um die Berücksichtigung der Vorgaben der BauO NRW 
ergänzt. Die sonstigen Darstellungen der am 22.12.2017 eingegangenen Stellungnahme B 1.18 der RWE 
Power AG werden zur Kenntnis genommen.  
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B 1.19 Erftverband, Postfach 1320, 50103 Bergheim 

Hier: Schreiben vom 21.12.2017 

 

 

Beschlussentwurf zu B 1.19: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 21.12.2017 eingegangene Stellungnahme B 
1.19 wie folgt zu entscheiden: 

Der Anregung zur Ergänzung der Begründung wird gefolgt. Der bereits vorhandene Abschnitt 4.2.3, Wasser, der 
Begründung zum Bebauungsplan wurde Abstimmung mit dem Erftverband im Nachgang der Offenlage entspre-
chend ergänzt. 
 
Der Anregung zur Ergänzung der Begründung wird gefolgt. Der Abschnitt 4.2.3 der Begründung wird 
ergänzt. Die sonstigen Darstellungen der am 21.12.2017 eingegangenen Stellungnahme B 1.19 des Erft-
verband werden zur Kenntnis genommen.  
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B 1.20 Bezirksregierung Arnsberg, Postfach, 44025 Dortmund 

Hier: Schreiben vom 05.01.2018 
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Beschlussentwurf zu B 1.20: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 05.01.2018 eingegangene Stellungnahme B 
1.20 wie folgt zu entscheiden: 

Die Anregungen werden berücksichtigt. Der bereits im Entwurf des Bebauungsplans, Fassung der Offenlage, 
enthaltene Hinweis unter Punkt C: 3. Bergbau wird um den zu erwartenden Grundwasseranstieg nach Beendi-
gung der Sümpfungsmaßnahmen ergänzt. Zudem wird zusätzlich auf mögliche Bodenbewegungen durch 
Grundwasserabsenkungen und den späteren Grundwasseranstieg sowie auf mögliche Schäden an der Tages-
oberfläche hingewiesen. 
 
Die RWE Power AG sowie der Erftverband wurden im Planverfahren im Rahmen der Beteiligung der Behörden 
und Sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 (2) BauGB mit beteiligt. Die Anregungen der RWE Power AG 
wurden im Bebauungsplan mit berücksichtigt. Aussagen zu Grundwasserdaten von Seiten des Erftverbandes 
wurden im Rahmen des Planverfahrens nicht abgegeben.  
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Die Hinweise zu Grundwasserabsenkungen und zum Grundwasseranstieg der Stellungnahme werden 
berücksichtigt. Hierzu wird der vorhandene Hinweis Nr. 3. Bergbau unter C: Hinweise im textlichen Teil 
des Bebauungsplans um die möglichen Auswirkungen von Grundwasserabsenkungen und den späteren 
Grundwasseranstieg ergänzt. Ferner wird auf den grundsätzlich zu erwartenden Grundwasseranstieg 
hingewiesen. Die sonstigen Darstellungen und Hinweise der am 05.01.2018 eingegangenen Stellungnah-
me B 1.18 der Bezirksregierung Arnsberg werden zur Kenntnis genommen.  
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B 1.21 Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen, Kreisstelle Rhein-Sieg-Kreis, Gartenstraße 

11, 50765 Köln 

Hier: Schreiben vom 20.12.2017 

 

Beschlussentwurf zu B 1.21: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 20.12.2017 eingegangene Stellungnahme B 
1.21 wie folgt zu entscheiden: 

Der Bebauungsplan wird gemäß § 13a BauGB als Bebauungsplan der Innenentwicklung aufgestellt. Aufgrund 
der hierfür geltenden gesetzlichen Regelungen sind im Zusammenhang mit den geplanten innerörtlichen Nach-
verdichtungsmöglichkeiten auf Grundlage der Festsetzungen keine externen oder internen ökologischen Aus-
gleichsmaßnahmen erforderlich. Gemäß den gesetzlichen Regelungen findet hierbei § 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB 
Anwendung. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 20.12.2017 eingegangene 
Stellungnahme B 1.21 der Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen, Kreisstelle Rhein-Sieg-Kreis, ist 
keine Beschlussfassung erforderlich. 
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C) Anmerkungen der Verwaltung 

 

Die Anmerkungen der Verwaltung dienen der Kurzdarstellung und Erläuterung von möglichen Änderungen, An-
passungen und Herausnahmen einzelner Bestandteile des Bebauungsplans während des Planverfahrens, wel-
che nicht auf das Ergebnis von Stellungnahmen im Zuge der öffentlichen Auslegung gem. § 3 (2) BauGB oder 
der Behörden- und Trägerbeteiligung gem. § 4 (2) BauGB zurückzuführen sind. Eine gesonderte Beschlussfas-
sung ist hierzu nicht erforderlich.  

 

1. Anpassung der Traufhöhen sowie teilweise der Gebäudehöhen 

Die Anpassung der maximal zulässigen Traufhöhen sowie teilweise der maximal zulässigen Gebäudehöhen 
ist auf die nochmalige verwaltungsinterne Betrachtung der bereits getroffenen Festsetzungen während der 
weiteren Bearbeitung des Bebauungsplanentwurfs im Nachgang der Offenlage zurückzuführen. Die maximal 
zulässigen Trauf- und Gebäudehöhen (teilweise) wurden zugunsten des geeigneteren Einfügens in den um-
gebenden baulichen Bestand entsprechend reduziert. Die ursprüngliche Zielausrichtung hinsichtlich des ma-
ximal zulässigen Maßes der baulichen Nutzung wird jedoch beibehalten. 

2. Ergänzung der Festsetzung zu: „Höhe der baulichen Anlagen“ 

Die bereits getroffenen Festsetzungen zur Definition des Bezugspunktes von Trauf- und Gebäudehöhen wur-
de hinsichtlich der zulässigen Dachform „geneigte Dächer (GD) verwaltungsintern im Nachgang der Offenlage 
weiter präzisiert. Dies dient der geeigneteren Beurteilung von Bauvorhaben im Zuge des Baugenehmigungs-
verfahrens. 

3. Herausnahme der Festsetzung zu: „Befestigung der privaten Erschließungsflächen“ 

Die  Herausnahme der Festsetzung zu: „Befestigung der privaten Erschließungsflächen“ ist auf die Anre-
gung der Tiefbauabteilung im Zuge der internen Ämterbeteiligung während der Offenlagefrist zurückzu-
führen. Hintergrund ist die mangelnde Versickerungsfähigkeit bzw. Wasseraufnahmefähigkeit der vor-
handenen Bodenstruktur im Plangebiet. Der Passus in der Begründung zum Bebauungsplan wurde 
ebenfalls entsprechend herausgenommen. 

 

4. Herausnahme des Hinweises zu: „Verkehrslärm“ 

Die Aufnahme des Hinweises in den Entwurf des Bebauungsplans ist auf die Inhalte des unterliegenden 
rechtskräftigen Bebauungsplans zurückzuführen. Da der Straßenbaulastträger jedoch unter bestimmten 
Bedingungen (Lärmgröße) einer gesetzlichen Verpflichtung zur Lärmsanierung im Sinne des Verursa-
cherprinzips grundsätzlich unterliegt, wird von diesem Hinweis Abstand genommen. 
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